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Verkündet'

am 20„ Oktober 1960

I m N a m e n d e e V o l k e 8

In Sachen

der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar—
beitsloeenversicherung, Nanberg‚ Frauentor—
grauen 55 — 35,

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten‚

ProZeßbevollmächtigte:

Beigeladen: l„

2;

5°‚

?rozeßbevollmächtigter
zu 1):

hat der 7„ Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 20° Oktober 1960, an der
mitgewirkt haben ‘ *

'Senatspräsident Dr„ B e r n d t
als Vorsitzender?

Bundesrichter Dr„ K l ä B und

Bundesrichter Dr„ K r e b s
als weitere Berufsric‘nter9

Bundessozialrichter S c h m a l z und

Bundeseozialrichter G l a d e b e c k
als ehrenamtliche Beieitzer7

\für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
500 April 1956 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten zu erstatten.

Von Rechts wegen„
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I Der Kläger ist Inhaber eines Stuck—, Putz— und Rabitzunter—

nehmens in D
_

"; Ende 1952 beschäftigte er 85 Arbeit—

nehmer° Mit Schreiben vom 5„ Dezember 1952 zeigte der Klä—

ger dem Arbeitsamt die bevorstehenden Entlassungen von 52

Arbeitern wegen Fertigstellung von Großbaustellen an und

bat um "Streichung der Sperrfrist"° Bine Rückfrage bei sei—

nem Betrieb ergab, daß die Kündigungen mit Wirkung vom 20„

Dezember 1952 ausgesprochen werden sollten„ Bei der Verhand—

lung über seine Massenentlassungsanzeige vor dem beim Ar—

beitsamt D ' gebildeten Massenentlassungsausschuß

(MEAQ) am 17„ Dezember 1952 war der Kläger am Erscheinen_

verhindert (Beerdigung seiner Ehefrau)„ Die von ihm entsandte
Angestellte erklärte dort auf Befragen,die zur Entlassung

angezeigten Arbeitskräfte seien inzwischen auf anderen Bau—

stellen eingesetzt, wo sie auch noch bis zum 51„ Dezember

1952 weiter beschäftigt werden könnten„ Daraufhin beschloß

der M?A„, dem Antrag auf Abkürzung der einmcnatigen Sperr—

frist gemäß & 16 des Kündigungsschutzgesetzes (KSchG) in—

soweit zu entsprechen? als die Sperrfrist für die Entlassung

von 52 Arbeitnehmern mit dem Ablauf des 31„ Dezember 1952

ende„ Dem Kläger wurde dieser Beschluß durch Bescheid vom
19„ Dezember 1952 mitgeteilt° Seine Beschwerde beim Arbeits—

amt D führte zu dem Beschluß des MEA„ vom 8„ Januar

1953, daß er bei seiner am 17„ Dezember 1952 getroffenen

Entscheidung verbleibeo Mit Bescheid Vom 13„ Januar 1955

wurde der Kläger hierüber verständigt° Er erhob gegen das

Arbeitsamt D ” Klage zum Landesverwaltungsgericht und

machte geltend, sein Unternehmen falle als Saisonbetrieb

nicht unter die Bestimmungen des KSchG und die Entscheidungen

des MBA„ seien ermessensfehlerhaft, weil auf unzutreffende

Angaben seiner Angestellten gestützt° Das Landesverwaltungs—

gericht, das von den entlassenen Arbeitnehmern die Stukka—
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teure C: und S sowie den Hilfsarbeiter

B zum Verfahren beigeladen hatte, wies mit Ur-

teil vom ll„ August 1953 die klage ab° Der Betrieb des

Klägers habe keinen Saisoncharakter im Sinne des kSth„

Lie ;°ange1oehtenen Bei scheide seien auch nicht ermessens—

fehlerhait.

G% en dieses Urteil legte der kläger Barufung ein, die zu—

nächst beim Oberverwaltungsgericht„ für Nordrhein—Westfalen

in Münster anhänfig war Nach Inkrafttreten des Sozialge—

richtsgesetzes (SSG) am l„ Jenuw 1954 gelangte die Streit—
saehe an das Lendessozialgerieht Nordrhein—Weg tialen in Lssen»

Im Beru1u% sveri hren trat els Vertreter der Beklagten unter

Hinweis auf Art„ 4 der Satzung der Bundese.stalt für Arbeits—

vermittlunö und Arbeitslosenversieherung, nach dem für deren

gerichtliche Vertretung nicht die Direktoren der Arbeitsümter9

sondern innerhalb ihres Gefchditsbsr ions die Präsidenten

der Landesarbeitsämter zuständig seien, der Präsident des

Lende3arbeit‘en„s Nordrhein—Westfalen auf (SchriLteetz vom
ö„ Januar 1954)„ Daraufhin stellte de1 Berichters ntter des

zuständigen Senats des Landessozialgeriehts fest, daß Beklagte

nunmeh1 die Bundesanstalt fur Arbeitsvermit alung und Arbeits—

losenversieherung sei„ Dies wurde den Beteiligten mitgeteilt

Im Rubrum w rde als beklagte Parte1 die Bundesanstalt einge—

setzt (Verfdgung vom 15„ Juni 1954)

Der Älc'0T vertrat auch im berufungsverfahren die Auffassung?

sein Unternehmen sei Bei HOHb trieb Unter Wiederholung sei—

ner Anträge aus der ersten Instanz begehrte er die Aufhebung

des U te“ ils des Landesverv mltungsgeriehts° Die Beklagte

beantragte Zurüekvcisung der Berufung, indem sie den

Saisoneharakter des Betriebs bestritt\ Die Entlassungen dort

seien nicht aus kitterungsgründen erfolgt, sondern wegen
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Arbeitsmangels° Selbst wenn man aber eine Saisoneigenschaft

des klägerischen Unternehmens bejahen wolle, seien sie jeden—

falls nicht durch die Eigenart des Betriebs bedingt gewesen„
Ferner machte die Beklagte geltend, sie sei für den Rechts—

streit nicht passiv legitimiert; der MBA° beim Arbeitsamt

D€ "" habe verklagt werden müssen, da dieser allein be—

fugt sei, über den Streitgegenstand zu verfügen„

DasLandessozialgericht hob durch Urteil vom50. April 1956
die Bescheide der Beklagten vom 17./19° Dezember 1952 und
8„/13° Januar 1953 auf“ Es stellte zugleich im Urteilstenor

fest, daß für den Kläger hinsichtlich der im Dezember 1952

erfolgten Entlassungen keine Anzeigepflicht gemäß % 15 Abs„ 1

KSchG bestanden hat. Revision wurde zugelassen° !

Daleandessozialgericht bejahte die Passiv—Legitimation

der Bundesanstalt fur Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen—

versicherung für den vorliegenden Rechtsstreit von dem Grund—

satz ausgehend, daß Träger von Rechten und Pflichten regel—

mäßig nicht die einzelne Behörde, sondern die juristische

Person des öffentlichen Rechts sei, der die Behörde ange—

hört„ Die Entscheidung über Sperrfristen bei Massenentlas—

sungen sei gemäß 9 16 KSchG dem Landesarbeitsamt als solchem

übertragen, das diese lediglich in einer besonderen Besetzung

nach 5 18 KSchG treffe. Der Bescheid vom 17„/190 Dezember

1952 stelle einen rechtswidrigen Verwaltungsakt dar; der MBA°

habe nicht tätig werden dürfen, weil der Betrieb des Klägers

ein Saisonbetrieb sei und die im Dezember 1952 durchgeführ—

ten Entlassungen durch die Eigenart des Betriebs bedingt

waren° Das Unternehmen des Klägers als Putzbetrieb sei durch

die im Winter anerkanntermaßen herrschende Baufeindlichkeit,

die aus der ungünstigen Wetterlage und den Frostgefahren

herrühre, besonders beeinträchtigta Die durchgeführten Ent—

lassungen seien schoni■n %eitpunkt her gesehen saisonbe—
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dingt gewesen° Daß konjun■urelle Gründe, wie etwa ein

wirtschaftlicher Niedergang des klägerischen Unternehmens

nicht in Betracht kämen, zeige das stetige Anwachsen der

Beschäftigungsziffern dort„ Nur auf die Wintermonute be—

grenzt sei jeweils ein Besehäftigungsrüekgang aus Witterungs—

ursachen zu verzeichnena Der Begriff des Saisonbetriebs

finde auch durch 3 21 Abs. 5 KSchG keine Einschränkung‚ da

diese Vorschrift sich nur auf Massenentlessungen aus bitte—

rungrnrunden innerhalb der Saison beziehen könneo Dadurch

verde also nicht eine Einengung des & 20 Abs„ 1 KSchG be—

wirkt, sondern eine Lrweiterungo Soweit der Kläger die Fest—

stellung beantragt habe, daß die betrieblichen Entlassungen

nicht der Anzeigepflicht nach dem KSchG unterfielen? sei

sein Begehren zulässig und begrhndet Es handele sich um
eine Zwie chen1evtvtellunesxlu e° Der Kläg er habe wegen
m% liche r arbeite gerichtlicher Prozesse mit den Beigeladenen

ein Interesse daran, die Rechts l:raft der Ents eheidung auch

au1 die Gründe der Anfechtungsklage zu erstrecken„

Gegen das am 2l„ August zugestellte Urteil legte die de—

kl; gte am 190 September 1956 Revision ein und beantragte,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den

Kläg er mit der Alage abzuweis en„

Naeh Verlängerung der Revisionsbe runnungslriet em ß 9 164

SGG begrundete die Beklagte die Revision am 22° November

1956„ Sie machte u„a. geltend, die Bundesanstalt für Arbei ts—

vermittlung und Arbeitslosenversieherunge sei im Verf whr

nicht passiv legitimie rt und diesem — entgegen den Ausfüh—

rung;en des Landessozialgerichts — auch nicht als Beklagte

beigetreten‚ Der MEA„‚ der gemäß @ 18 KSchG handele‚ sei
selbst parteifähig, und zwar als Behörde gemäß 9 70 Nr„ 3

SGG i„V„m° & 1 des für das Land Nordrhein—Westfalen er—

lassenen Zweiten Gesetzes zur Ausführung des SGG vom

_ 6 _
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29„ November 1955. Er sei weder ein Organ der Bundesanstalt

‚für Arbeitsvermittlung noch deren Weisungen unterworfen„ Die

Umstellung der Klage im Berufungsverfahren vom Arbeitsamt

Di ‘ 7 als Beklagte auf die Bundesanstalt für Arbeits—

vermittlung und Arbeitslosenversicherung sei rechtlich nicht

möglich; hierin liege eine Klagänderung° Gemäß 5 215 SGG

hätte der Rechtsstreit gegen das Arbeitsamt weitergeführt

werden müssen„ Ferner hätte das Landessozialgericht kein

Feststellungsurteil erlassen dürfen, Eine Zwischenfest—

stellungsklage sei im SGG nicht vorgesehen; für eine Fest—

stellungsklage im eigentlichen (allgemeinen) Sinne fehle

es aber am Feststellungsinteresse des Klägers gegenüber

der Beklagtena Ein solches Interesse gegenüber den Beige—

ladenen reiche für deren Zulässigkeit nicht aus„ Weiterhin

sei der Betrieb des Klägers kein Saisonbetrieb im Sinne

des KSchGo Dies ergebe sich sowohl aus der amtlichen Be—

gründung hierzu wie auch aus der Regelung des $ 21 Abs„ 3,

der eine Sondervorschrift für das Baugewerbe darstelle und

die Anwendung des @ 20 Abs. 1 ausschließeo Im übrigen hätten
nicht die Wetterbedingungen, sondern die Auftragslege die

Entlassungen beim Unternehmen des Klägers verursacht° Diese

seien, weil nicht durch die Eigenart des Betriebs bedingt9\

anzeige— und genehmigungspflichtig gewesen° Schließlich

bestreitet die Beklagte ein Rechtsschutzbedürfnis des Klägers

für die Sozialgerichtsbarkeit überhaupt, da seine Einwen—

dungen im arbeitsgerichtlichen Verfahren über die Lösung

der Arbeitsverhältnisse seiner Arbeitnehmer geltend gemacht

und ausgetragen werden könnten„
4

Der Kläger beantragt,

die Revision.zurückzuweisen°

Er hält die Entscheidungsgrühde im Urteil des Landessozial—

gerichts für zutreffend. Im einzelnen ist er der Auffassung‚

daß die Bundesanstalt die richtige Beklagte und auf Grund
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ihres eigenen Verhaltens dem Verfahren beigetreten sei.

Sein Réchtsschutzinteresse an der Beseitigung des beschweren—

den Verweltungsakts im soziulgerichtlichen Veriehren könne

nicht durch Verweisung au’ spätere Arbeitsgerichtsprozesse

ausgeräumt werden„ Andererseits sei die Feststellung, daß

sein Unternehmen einen Seisonbetrieb derstelle und daß die

Entlassungen seiner Arbeitnehmer nicht anzeigepilichtig

gewesen seien, geboten, um seine Rechtsbeziehunöen jenen

gegenüber klarzustellen‚ Sein Putz— und Rabitzunternehmen

habe seiner fachlichen Eigenart nach als Außenbetrieb des

Baugewerbes beisoncherekter„ Die Entlassungen seien nicht

durch eine negative Konjunkturlgge oder infolge wirtschaft—

licher Depression, sondern ausscnließlich durch Witterungs—

unstände bevirht werden„

Von den Beigeladenen war im Revisionsverfehren allein der

Stukkateur C vertreten; er hat Anträge nicht gestellt„

Der Beigeladene ist der Auff‘ssung, daß die Bundesanstalt

die richtige Beklagte ist und daß die vom Landessozialgericht

vvorgenommene Abände1ung des hlagrubruns eine notwendige

Berichtigung darstellto gen Feststellungsantrag des Klägers

hält er für unstattheft‚ weil die Beigeledenen dafür bis—

lang keinen Anlaß gegeben haben„ Der Saisoncharenter des

Betriebs sei zu verneinen; Ursach für die Entlassungen

sei das Auslaufen der Aufträ„e gewesen, Witterungsgründe

hätten nur eine nachgeordnete, mittelbare Rolle gespieltc

Allgemein sei im Rahmen des KSchG—7 insbesondere bezüglich

dessen @ 20, des Baugewerbe nicht als Saisongewerbe an—

zusehen? wenn es auch sonst weithin dafür gelte°

Die Revision ist stattheit (% 162 Abs° 1 Nr„ 1 SGG)„ Sie
ist auch form— und fristgerecht eingelegt sowie begründet

werden (9% 164, 166 SGG) und daher zulässign
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Die Revision ist jed00h nicht begründet„

Bei einer zulässigen Revision ist vor der sachlich—rechtli—

chen Würdigung des Streits von Amts wegen zunächst zu prü—;

fen7 ob die Voraussetzungen für eine entscheidende Tätigkeit

des Revisionsgeriehts und die unverzichtbaren Prozeßvoraus—

setzungen des vorhergegangenen Verfahrens erfüllt sind (vgl°

BSG° 5,.l2l ff° und die dort zitierte Rechtsprechung)° Die
insoweit von der Beklagten erhobenen Rügen und Einwendungen

sind unzutref£end‚ ‘ ‘

Eine unzulässige Klagänderung liegt nicht vor (© 99 SSG)°

Die Beklagte selbst hatte im Berufungeverfahren mit Schrift—

satz vom 6° Januar 1954 den Anspruch auf Beteiligung am
Rechtsstreit unter Bezugnahme auf Art° 4 der Satzung der

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver—

sicherung (Bundesanzeiger Nr. 153/55) geltend gemacht„ Die
daraufhin durch richterliche Verfugung vom 15° Juni 1954

vollzogene Änderung des Rubrums der Klage ist mit Einwilli—

gung der Beteiligten erfolgt. Die Beklagte insbesondere hat

sich in ihren weiteren Schriftsätzen sowie in der mündlichen

Verhandlung ausnahmslos_darauf eingelassen° '

Das Landessozialgerieht hat die Bundesanstalt für Arbeitsver-

mittlung und Arbeitsleeenvereicherung ferner auch zu Recht

als Beklagte angesehen._hit der Klage war zunächst die Auf—,

hebung des Bescheids des MBA„ beim Arbeitsamt Di

vom 170/19° Dezember 1952 inder Fassung des Widerspruehsbe—

seheids vom 8„/13° Januar 1953 begehrt° Diese Entscheidung
ist ein Verwaltungsakt; sie enthält die Regelung eines Ein—

zelfalls auf dem Gebiet des zum öffentlichen Recht.gehörenden

Kündigungsschutzes bei Mässenentlassungen„ Der MBA° war da—

bei Träger von staatlichen Hoheitsrechten und hat als Verwal—

tungsbehörde gehandelt. Auch im sozialgerichtlichen Verfahren

ist die Klage auf Aufhebung oder Änderung eines Verwaltungs—

_9__
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akts grundsätzlich gegen die Stelle zu richten, die ihn er—

lassen hat (BSG, 6, 180) Dies 'st aber nur möglich, wenn

Jene Stelle fähig ist, am senidlberichtlichen Verfs hren

beteiligt zu sein (% 70 SSG)° Anderenfalls ist die Klage

gegen den T‘äg€r der Verv altung zu richten, von welcher

der angefochtene Verwaltung=axt erlassen oder der er zuzu—

rechnen ist (13300 7, 234 fi»; 11, 14 ff), Nach 9 70 Nr; 5
aaO sind Behörden fähig, am Verfahren beteiligt zu sein,

"sofern das Landesrecht dies bestimmt", Das Land Nordrhein—

testfalen hat von der Ermächtigung durch das Zweite Gesetz

zur Aus£ührung des Sozialgerichts g*sectzes vom 29„ November

1955 (uVBl Nordrhein—Westfalen, Ausgabe A, 230) Gebrauch ge—

macht, dessen % 1 lautet: "Behörden sind fähig, am Verfahren

vor den Gerichten der Sozielgerichtsbarkeit im Sinne des

9 70 SGG beteiligt zu sein", Hierdurch wird jedoch eine

Befähigung es ■I-EA„, Verfe hrensbeteiliöter zu sein, nicht

begründet, Seit dem Inkrafttreten (1, hai 1952) des Gesetzes

über die Errieh+ ung einer Bundesanstalt für Arbeitsvermitt—

lung und Arbeits losenversicherunO vom 10 %rz 1952 (BGBl I
125) sind deren Gliederunben und Dienststelle n organisations—

rechtlich Behörden auf Bundesebene° Die Bunde 'nstdtt iur

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung selbst ist eine

bundesunmittelbare Körperschaft des öf1entlichen Reeh s

(Art, 87 Abs„ 2 GG). Die Ermächtigung des 9 70 Nr„ 5 bGG

kann sich aber nur auf Behörden erstrecken, die vom Organi—

sationsrceht und von der G setzgebungskompetenz der Länder

erfaßt werden (vgl„ Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur

Sozielgerichtsbarkeit, 2° Auf1„‚ @70, Anm, 4 c)„ Das Ar—
beitsrecht einschließlich des Arbeit3‘chutzes, der Arbeits—

vermittlung sowie der Sozielvereicherung einschließlich der

ArbeitslosenVer<1c e1rung sind indessen nach Art° 74 Hr„ 12 GG

Gegenstaw d der konkurrierenden Gesetzgebungp.3er Bund hat von

seinem Gesetzgebungsrecht hieri'dr Gebrauch gemacht und damit

die Be1ugnis der Länder zur Gesetzgebung insoweit ausge—

schlossen (Art„ 72 Abs, 1 GG), Die Aufgaben der Arbeitsvere

_ 10 _
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waltung bezüglich des Kündigungsschutzes bei Massenentlas—

sungen (@@15 ff KSchG) fallen unter die Kompetenz des Bundes°
Für die Entscheidung über die Entlassungssperre (@ 16 aaO)

ist das Landesarbéitsamt, eine Gliederung der Bundesanstalt'

für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, zustän—

dig„ Sie wird nach 3 18 aaO von einer besonderen Verwaltungs?

formation, dem MEA„‚ getroffen, der in der Beschlußfassung

selbständig, aber dem Organismus der Bundesanstalt für Arbeitsw

vermittlung und Arbeitslosenversicherung eingeordnet ist, Die

von ihm erlassenen Verwaltungsakte sind daher, wie das Landes—

sozialgericht zutreffend ausgeführt hat, jedenfalls verfah—

rensrechtlich der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversichcrung als der Trägerin der daraus erwache

senden Rechte und Pflichten zuzurechnen„

Zu Unrecht hat die Beklagte ferner gerügt, daß das Landes—

sozialgericht neben dem Anfechtungsurteil — richtig: Aufhe—j‘f‘

bungsurteil — zusätzlich ein Feststellungsurteil erlassen
habeÄ Die @@54,455 SGG enthalten zwar eine erschöpfende Auf—
zählung der im Sozialgerichtsverfahren zulässigen Klagarten

(vgl‚ Peters/Sautter/Wolff aaO Anm„ 1 zu @ 54), und die darin
geregelten verschiedenen Rechtsschutzformen sind jeweils an
unterschiedliche Voraussetzungen gebunden„ Die von der Beklagw

ten aber offenbar vertretene Auffassung, daß eine Feststeln

lungsklage nur als 3 e l b s t a n d i g e Klage nach @ 55
SGG in Betracht komme, ist jedoch irrig, In der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts ist wiederholt entschieden werden,
_„

daß beim Vorliegen eines "berechtigten Interesses" i„5„ des.

5 55 aaO die Tatsache, daß zugleich eine Anfechtungsklage er—
hoben wird, der Feststellungsklage nicht entgegensteht (vgl°

BSG 3, 293 ff; 8, 108 ff; 10, 21 ff)„ Ebensowenig verwehren

aber die Vorschriften der @@54, 55 aaO die Zulässigkeit
einer Zwigchenfeststellungsklage nach 5 280 ZPO, die lediglich'

eine Sonderform prozessualer Feststellung darstellt, weil

ihre Anwendbarkeit über % 202 SGG nicht durch grundsätzliche

Unterschiede der Verfahrensarten ausgeschlossen ist„ Auch

die Zwischenfeststellungsklage hat die Feststellung des Be—

—lle
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stehens oder Nichtbestohens eines Rechtsverhältnieses zum Gehen—

stand° Ihr w>sentliches Merkmal liegt darin, daß das im btreit

befindliche Rechtsverhältnis nicht mit dem Streitgégenetand

des Hauptveri'ahrens (hie r: Anfechtungsklage) identisch sein

darf und daher auch nicht von der Rechtskraft der Entscheidung

im Hauptverfahrer erfaßt ird (BGH in Lindenmaier—Möhring,

@ 280 250 H1„ 4)„ Im vorliegenden iall is t das streitige Rechts—

verhältnis die öffentlich—rechtliche Anzei>epflieht nach

ää 15 ff KSchG, der Streitgegenstand der Anrechtung„xlabe

jedoch das Begehren auf Beseitigung der engeiochtenen Verwal—

tungsakte‚ Der Tenor des landess zial& richtlichen Urteils

“die Bescheide .°o werden aufgehoben', entscheidet somit nur
darüber, daß diese Verwaltungsakte rechtsunwirksem sind, Der—

über hinaus erstreckt sich die Rechtskraft dieser Entscheidung

nicht„ Das Niehtbestehe n der Anz eigepilieht is t ledi glich

die Begründung dafür, die ihrerseits der Brehtsiu ;aftwirhung

entbehrt (vg1„ Peters/öeutter/Wolff aaO Anm. 5 b, bb zu 3 141
SGG)„ Aus dem streitigen Hechtsverhältnis können indessen

weite f'€fi€■d8 Ans pruche er„aehsen, nämlich solche arbeits—

rechtli et er Natur zw schen den Beigeladenen und dem Kläger

Daher ist er Au1hebungsenspruch der Anfechtungsklage nicht

der einzi«Ö e

dAnspruch,

der sich aus der Verneinung der Anzeige—

pflieht ergibt„ Infolgedessen war ein Rech*eschutzinterese

des hlügers an der Feststellung, daß die L‘ntlassungen in sei—

nem Betrieb nicht nach 3 15 Abs. 1 KSchG anzeigepfliehtig

sind, anzuerkenneno Das Lendessozialgericht hat hierzu ein

ueetstcliunssurteil zu Recht erlassen, das alsdann nach

3 141 see alle Beteiligten (@ 69 see) bindet‚

Unzutrefiend ist weiterhin die Huge der Beklagten, daß dem

Kläger für eine Klage vor den Sozialgerichten das Rechts—

schutzbe dür1nis fehle„ Sie bezieht sich dabei auf ein Urteil

des Begeri<ehen Landess zielgerichts vom 9. Juli 1956
’(Ar '2l/54), in dem ausgeführt ist, dad die Entscheidung

des HEA‚ bei Massenentlassungen als Zustimmung zu einem pri—

vetrc* ehtlichen Hechtcse<cnaft zu gelten hab& keinen selb—
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ständigen Verwaltungsaht darstelle und deshalb auch nicht selb»

ständig anfechtbar sei« Das Rechtschutzbedürfnis wird aber auch

deswegen verneint, weil sich ansonsten für die Nachprufung der

Kündigungszustimmung oder —versagung eine doppelgleisige Ge—

richtszuständigkeit (Sozialgericht und Arbeitsgericht) ergebe„

In beiden Verfahren begehrten die Beteiligten die Herbeifüh—

rung der gleichen Rechtswirkungeno Der arbeitsgerichtliche
Rechtsschutz genüge jedoch a1len Anforderungen° Diese Auffas—‘

sung ist unrichtig° Das Bundessozialgericht hat — wie bereits

unter IV dargelegt — die Entscheidungen des MEA„ nach % 16

KSchG in ständiger Rechtsprechung als Verwaltungsakte bewertet;

Von dieser Rechtsprechung abzuweichen, besteht Kein Anlaßo Im

übrigen hat das Bayerische Landessozialgericht in seinem vor—

bézeichneten Urteil aber auch verkannt, daß den beiden Klag—

arten unterschiedliche gesetzliche Tatbestandsmerkmale sowie

Voraussetzungen zugrunde liegen„ Bei den nach @ 16 KSchG zu—

stimmungspflichtigen Entlassungen ist der MBA° gemäß 5 18
Abs; } aaO gehalten, "sowohl das Interesse des Arbeitgebersrh

als auch das der zu entlassenden Arbeitnehmer;; das öffentli—

che Interesse und die Lage des gesamten Arbeitsmarktes unter

besonderer Beachtung des Wirtschaftszweiges, dem der Betrieb

angehört, zu berücksichtigen"° Das Arbeitsgericht hingegen

hat seine Entscheidung lediglich darauf abzustellen‚ ob die

einzelne Kündigung nach 5 1 KSchG sozial gerechtfertigt ist
oder nicht„ Aus diesen Erwägungen hat im übrigen auch das Bun—

desverwaltungsgericht das Rechtsschutzbedürfnis für den ver—
waltungsgerichtliehen Rechtsweg in vergleichbaren Fällen be—

jaht (vgl° Urteil vom 17„ Dezember 1958, DÖV 1960, 228, vom
155 April 1959, NJW 1959, 2033, vom 29„ Mai 1959‚ NJW 19599

1582)° Auch das Bundesarbeithericht hat in seinem Urteil vom

27„ Februar 1958 (NJW 1958, 1156) dahin erkannt, daß die Zu—

stimnung des Landesarbeitsamts zu einer Massenentlassung nach

' 5 16 KSchG den gekündigten Arbeitnehmern nicht den Kündigungs—

schutz nach 3 1 KSchG nimmt; damit hat es mittelbar ausgespro—

chen, daß die Entscheidung über den Kündigungsschutz bei Mas—

senentlassungen in einem besonderen verwaltungsgerichtlichen
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Verfahren nachzuprüfen ist“ Nach alledem ist das Rechtsschutz—

bedürfnis des Klägers für das Verfahren vor den Sozialgerichten

zu bejahen„

Schließlich können aber auch materiell—rechtlich die Rügen

und Einwendungen der Beklagten nicht zum Erfolg führen„ Der

Kläger hatte geltend gemacht, daß die im "Dritten Abschnitt"

des KSchG enthaltenen Vorschriften über den "Kündigungsschutz

bei Massenentlassungen" für sein Unternehmen keine Anwendung

finden, weil
es ein Saisonbetrieb sei und die im Dezember l952

erfolgten Entlassungen durch diese Eigenart des Betriebs be—

dingt gewesen seien (9 20 Abs„ l KSchG)„ Für die Beurteilung

der Sach— und Rechtslage ist vom Zeitpunkt des Lrlasses der

5;\„
\iangefochtenen Verwaltungsahte auszugehen (vgl„ BVerwG l9

»2, 55)„ Deshalb haben die später vom Gesetzgeber für die Sör—

derung der ganzjähriven Beschäftigung in der Bauwirtschaft

getroffenen Maßnahnen (Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG vom
7‚ Dezember 1959 — BGBl I 705) sowie die hierfür maßgebenden

Motive außer Betracht zu bleiben, € 20 KSchG stellt, was nicht

übersehen werden darf, jeweils auf die einzelnen Betriebe,

nicht auf ganze Gewerbe— oder Industriezweige ab° Das Landes—

sozialgoricht ist bei der Beurteilung des Begriffs "baisonbe—

trieb" fehlerfrei verfahren° Saisonbetriebe sind Unternehmen‚

die regelmäßig in einer bestimmten Jahreszeit verstärkt ar—

beiten‚ sei es, daß sie vom Wetter abhängig sind, insbesondere

im Winter Einschrünkungen vornehmen oder die Arbeit ganz aus—

setzen müssen, sei es, daß das Schwanken der Beschäftigung auf

sonstige Gründe zurückzufuhren ist, sofern es nur regelmäßig

in einer bestimmten Jahreszeit wiederkehrt(vgl. {ueck‚ Kündi—

gungsschutzgesetz9 3„ Aufl„ Anm° 2 zu @ 20)„ Das Putz—, Stuck—

und Rabitzunternehmen des Klägers war nach den tatsdchliehen

Feststellungen des Vorderrichters, an die der erkennende Senat

gebunden ist (g 163 SGG), im Dezember 1952 deswegen als Saison—
betrieb zu behandeln, weil es — wie der Vergleich mit den vor—

ausgegangenen Jahren erweist — jeweils in den Wintermonaten

gegenüber der günstigen (wärmeren) Jahreszeit nur in vermin—
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dertem Umfang Arbeiten durchführen konnte„ Seine Beschäftigungew

lage war witterungsabhängig und in bestimmten Jahresabschnit—

ten wiederkehrenden Einschränkungen sowie Schwankungen unter—

worfen, die nicht als für das gesamte Wirtschaftsleben üblich

angesehen werden konnten und ebene wenig in einer wirtschaft—

lichen oder fachlichen Depression ihre Ursache hattona In die—

sem Zusammenhang hat das Landessozialgericht auch dargelegt9

daß der in den Wintermonaten auftretende Auftragsmangel eben—

falls durch die Bedingungen der Jahreszeit oder der Wetterlage

veranlaßt war„ Jedenfalls handelte es sich dabei nicht um
Gründe konjunktureller Art, wie die vom Vorderrichter festge—

stellte allgemeine Aufwärtsentwicklung des klägerischen Be—

triebes sonst beweisto Demzufolge ist auch die vom Landes_

sozialgericht gezogene Schlußfolgerung nicht zu beanstanden7

daß die Entlassungen der Arbeitnehmer durch den Kläger im De—

zember 1952 durch die Eigenart seines Betriebes bedingt waren„

Alsdann finden aber auch diese Entlassungen von Gesetzes wegen
die Vorschriften über die Anzeigepflicht (9 15 KSchG) sowie.

über die Entlassungssperre (@ 16 KSchG) keine Anwendung„ Die
Verwaltungsakte des MBA, ermangeln daher der Rechtsgrundlage„

Die Anwendbarkeit des 5 20 Abs° 1 KSchG auf den Betrieb des
Klägers wird nicht etwa, wie die Beklagte und die Beigeladenen

annehmen, dadurch ausgeschlossen, daß nach 3 21 Abso 5 KSchG

(Vierter Abschnitt: Schlußbestimmungen) die Vorschriften des

"Dritten Abschnitts" nicht gelten, "wenn Entlassungen auf Bau—

stellen aus Witterungsgründen vorgenommen werden"„ Es handelt

sich jeweils bei diesen Vorschriften
— dem Wortlaut wie dem

Aufbau des Gesetzes nach — um zwei unterschiedliche Tatbeständn

Ausnahmebetriebe nach 5 20 KSchG sind — ohne Beschränkung
auf einen bestimmten nach— oder Gewerbezweig — diejenigen Unter—

nehmen deren Saisoncharakter nachgewiesen und bei denen Entm

lassungen durch diese Eigenart des Betriebes bedingt sind„

Die Befreiung von den Schutzvorschriften der Anzeige— und Zu—

stimmungspflicht ist hier an zwei Voraussetzungen gebunden„

die gleichzeitig vorhanden sein müssen» Demgegenüber nimmt

5 21 a
Abs; 3 KSchG vom Geltungsbereich des Dritten Abschnitte

die Baustellen unter der erleichterten (einzigen) Bedingung
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aus‚ das allein auf Witterungsgründe abzustellen ist„ Aus

dieser nur für "baustellen" zuständigen Sonderregelung

ist jedoch rechtlich nicht abzuleiten, daß Unternehmen der

Bauwirtschaft bei Erfüllung der sonetigen gesetzlichen Vor—

aussetzungen und tatsächlichen Merkmale nicht auch baisonbe—

triebe im Sinne des 3 20 Abs° 1 KSchG sein könnten)

Das Urteil des Lundessozialgcrichts entspricht danach insge—

samt der Rechtslage; es ist zu bestätiben„ Die Revision ist
\zurückzuweiscn (@ 170 Abs„ 1 beta 1 SGG)„

Die Entscheidung über die ncsten beruht auf @ 193 SGG_
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